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Beklagte und Revisionsklägerin‚
Prozeßbevollmächtigter:
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Der 20 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die münf—I

liche Verhandlung vom 25 März 4974 hin durch

Vizepräsident B r a c k m a n n
- Voreit2ender —‚

Bundesrichter Dr° B a r e s e l ‚ ‚
Bundesrichter K u s t e r o

Bundessozialrichter W u n n e r und

Bundessozialrichter N o t t b o h m

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 450 September 1968

wird mit der Maßgabe zurückgewiesen, daß die Berufung

der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Koblenz

vom 450 Juni 1967 als unzulässig verworfen wird°
‘ \

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen Ko—

sten des Berufungs— und Revisionsverfahrens zu erstatten„
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Der Kläger ist als selbständiger Zimmermeister bei der Beklag—

ten freiwillig gegen Arbeitsunfall versichert° Wegen einer

Wehrdienstbeschädigung bezieht er eine Versorgungsrente nach

einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 50 v„H° Am

18„ Mai 1965 erlitt er einen Arbeitsunfall, der eine Streck—

sehnenverletzung am Mittel— und Ringfinger der rechten Hana

zur Folge hatte° Die Beklagte gewährte zunächst eine vorläu-

fige Rente nach einer MÖE um 30 V„H„ Nach Einholung eines

schriftlichen Gutachtens von dem Facharzt für Chirurgie
Dr° H; 'stellte sie durch Bescheid vom 25° Januar

4967 die Dauerrente vom 4° März 4967 an nach einer MCE um
15 V°H„ fest° Als Unfallfolgen sind im Bescheid eine Faust—

schlußbehinderung der Finger 2 bis 5 der rechten Hand und

ein Nuskelschwund über dem ersten Mittelhendknochen rechts

zugrunde gelegt°

Auf Anordnung des Sozialgerichts (SG) Koblenz hat der Fach—

arzt für Chirurgie Dr° F' den Kläger am Tag der mündlichen

Verhandlung untersucht und nach Auswertung der Vorgutachten

und Röntgenbefunde eine von ihm ausgearbeitete schriftliche
Stellungnahme in der mündlichen Verhandlung überreicht und

deren Inhalt vorgetragen; den Beteiligten wurde je eine Ab—

schrift der Stellungnahne, deren Original der Sitzungsnieder—

schrift als Anlage beigefügt wurde, ausgehändigt°

Das SG hat durch Urteil vom 45° Juni 4967 dem Antrag des

Klägers entsprechend die Beklagte verurteilt9 vom 4° März

4967 an Dauerrente nach einer MdE um 20 V.H° zu zahlen° In

_denGründen ist ausgeführt, der dem Gericht als einschlägig
besonders erfahren bekannte Sachverständige Dr° F habe

die Kammer davon überzeugt, daß der unfallbedingte Erwerbs—

minderungsgrad seit dem 4° März 1967 nicht, wie von Dr° H: =
tcn:■ärzxangenommen‚ 45 v H betragé, sondern 20 v H„‚ ob der
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Kläger Rente nach einer MdB von 20 oder 45 v.H° erhalte, sei

für ihn von ledeutung, weil der Unterschied relativ hoch sei

und es sich um Öie Feststellung der ersten Dauerrente hande—

le° ‘

Mit der — vom SG nicht zugelas3enen
— Berufung hat die Be—

klagte Mängel des erstinstanzlichen Verfahrens gerügt und

hierzu im wesentlichen vorgetragen: Die Ent scheidungsgrünöe

ließen nicht erkennen, wie der Terminarzt Dr° F xxx;das SG

habe überzeugen können; wegen der fehlenden Begründung sei

nicht prüfbar, ob sich das Gericht ohne Denkfehler seine

Übe‘zougung gebildet habe° Das SG habe es auch unterlassen,

die gutachtliche Stellungnahme des Terminerz tes in der Ver—

handlung vorlesen und genehmigen zu M 5 Cen (llinweis auf

BSG 46, 256), Es sei schon verfahrensfehlerheft, das Ur—

teil auf die Ausführungen eines Terminarztes zu stützen

(Hinweis auf BSG in SozR Fr° 42 zu 5 428 SGG)° Chne zurci—

chende Begründung habe sich €as SG über die Rechtsprechung

hinweggesetzt, nach ser die Rechtsmittelinstenzen in der Ein—

schätzung der MCE nicht um 5 v„H„ von der Einschätzung des

Versicherungsträgers abweichen dürften° Eine von der Recht—

sprechung anerkannte Ausnahme liege nicht vor; andere Aus—

nahmen, die das SG behaupte, seien verfahrensfehlerhaft

nicht begründet werden; insoweit habe das SG gegen die

Denkgesetze verstoßeno

Nach Einholung eines schriftlichen Gutachtens von dem Fach—

arzt für Chirurgie Dr° PZIZI■ hat das Landessozialgericht
(LSG) Rheinland—Pfalz durch Urteil vom/15° September 4968

die Berufung der Beklagten zurückgewiesen° Zur Begründung

ist ausgeführt: Die Berufung sei, obwohl sie den Grad der

MdE betreffe (@ 445 Nr° 4 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—},

zulässig, weil das SG unter Verstoß gegen 5 428 Abs, 4 SGG
nicht begründet habe, weshalb estei der Einschätzuné der

unfallbeöingten MdB des Klägers dem Gutachten
von Dr° F:

gegenüber demjenigen von Dr„ H 1■xrt■■:flöen..... Vorzug gegeoen
habe° Inden Urteilsgründen fehle es an einer sachlichen
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AussinandersetzUng mit den gutachtlichen Feststellungen der

Sachverständigen° Das Urteil eines Gerichts lasse gerade

dann nicht erkennen, daß es seine Überzeugung aus dem Gesamt—

ergebnis des Verfahrens gewonnen habe, wenn es bei der Abwä—

gung zwischen dem Gutachten eines Arztes, der wie Dr° H 31123

t;::i;zwei Stunden für seine Befunderhebung benötigt und auch

eine Röntgenaufnahme gemacht habe, und dem Gutachten eines

Arztes, der sich aufgrund einer Terminuntersuchung geäußert

habe, nicht darlege, aus welchen Gründen es gerade diesem
Gutachten folge, Die Berufung der Beklagten sei jedoch nicht

begründet„ Nach der übereinstimmenden Ansicht der vom SG und

vom LSG vernommenen ärztlichen Sachverständigen sei die MCE

für die erste Dauerrente auf 20 v„H. einzuschätzen° Der niclt

ohne éusnahme geltende Grundsatz, daß die Gerichte nicht um

nur 5 v„H° von der Feststellung des Versicherungsträgers at—

weichen sollten, stehe der Verurteilung der Beklagten im

vorliegenden Fall nicht entgegen, weil der Kläger erst durch

die Gewährung einer Rente nach einer NdE um 20 V„H° eine origi—

näre Unfallrente.erhalte, die nicht von der Stützung durch die

Rente nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) abhängig sei°

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Die Beklagte hat dieses Rechtsmittel eingelegt und damit be—
gründet, das lSG habe zu Unrecht ein Abweichen um 5 V„Ho V

von der Feststellung des Versicherungsträgers für zulässig

erachtet; eine Ausnahme von dem Änderungsverbot um 5 voH°

könne nur gelten, wenn - anders als im vorliegenden Fall —
die Rentengewährung schlechthin davon abhänge; es sei ohne

rechtliche Bedeutung, ob die Normalgrenze von 20 v°H° er

reicht werde°

Die Beklagte hat beantragt,

unter Änderung der angefochtenen Urteile die Klage

abzuweisen,

hilfsweise,

die Sache an das LSG zurückzuverweisen°
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Der Kläger ist im Revisionsverfahren nicht vertreten°

II

Die durch Zulassung statthafte (@ 462 Abs° 4 Nr„ 4 SGG)

Revision ist im Ergebnis nicht begründet°

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts

—BSG—(BSG 4, 426, 428; 2, 225, 227) ist bei einer zugelasse-

nen Revision von Amts wegen zu prüfen, ob die Berufung zu-

lässig ist„ Sie ist im vorliegenden Fall nach 5 445 Nr„ 4

SGG ausgeschlossen, weil sie den Grad der MdB betrifft,

ohne daß die Gewährung der Rente oder die Schwerbeschädigten—

eigenschaft davon abhängt„ Ein Anwendungsfell Ces 5 450

SGG, welcher ungeachtet des Berufungshusschlußgrundes zur

Zulässigkeit der Berufung führen würde, liegt nicht vor:

Das SG hat das Rechtsmittel nicht gemäß % 450 Nr° 4 SGG
zugelassen; der ursächliche Zusammenhang zwischen einer

Gesunöheitsstörung und einem Arbeitsunfall ist nicht strei—

tig (% 450 Nr, 5 SGG)° Die Berufung wäre daher nur zulässig,

wenn die Beklagte im zweiten Rechtszug einen % tatsächlich

auch vorliegenden — wesentlichen Mangel des erstinstanzli-

chen Verfahrens gerügt hätte (@ 450 Nro 2 SGG)° Das ist je—

doch entgegen der Auffassung des LSG nicht der Fall°

Die Ansicht der Beklagten, das SG habe 5 422 Abs° 2 Satz 4

und 2 SGG dadurch verletzt, daß es die gutechtliche Stel-

lungnahme des Sachverständigen Dro F 112.in der mündlichen

Verhandlung nicht habe vorlesen und von ihm genehmigen

lassen, trifft nicht zu, Diese Vorschrift, nach welcher

die Niederschrift über die Aussage eines Sachverständigen

diesem vorzulesen oder zur Durchsicht vorzulegen und in

der Niederschrift zu vermerken ist, daß dies geschehen

und sie genehmigt sei oder welche Einwendungen erhoben

worden seien, ist anf den hier gegebenen Sachverhalt nicht
anzuwenden° Dr° F;Iiü:hat nämlich, wie aus der Sitzungs-
niederschrift über die mündliche Verhandlung des SG hervor-

geht, ein schriftliches, eigenhändig unterzeichnetes Gut—
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achten in der Verhandlung vorgelegt, und den Beteiligten

ist je eine Abschrift dieses Gutachtens ausgehändigt worden°

Der Sitzungsniederschrift ist dagegen nicht zu entnehmen,

— dies wird auch von der Beklagten nicht behauptet —, daß

Dr, F::■i:über den Vortrag des Inhalts seiner schriftlichen

Stellungnahme hinaus weitere Aussagen gemacht hätte, die

zu protokollieren gewesen wären° Die Entscheidung des er—
kennenden Srnats in BSG 46, 256, auf welche die Beklagte

sich berufen hat, bezieht sich darauf, unter welchen Vor—

aussetzungen mündliche Erklärungen, die in der Verhandlung

abgegeben werden (Zeugenaussagen, entsprechend: mündliche

Aussagen eines Sachverständigen), in die Sitzungsnieder—

schrift aufzunehmen sind, trifft also nicht den hier gege—

benen Fall der Erstattung eines schriftlichen Gutachtens,

welches den Beteiligten im Termin überreicht und zusätzlich

mündlich vorgetragen wird° Aus der Entscheidung des 44° Se«

nats des BSG in SozRNr° 4 zu 5 422 SGGergibt sich nichts
anderes; der 44. Senat hat einen Verstoß gegen 5 422 Abs„ 5
‚SGG i„V.m‚ @@462, 460 Abs“ 4 Nr° 5 der Zivilprozeßordnung
(ZPO) darin erblickt, daß die in die Sitzungsniederschrift

aufgenommenen mündlichen Aussagen eines Sachverständigen
nicht den Beteiligten vorgelesen oder zur Durchsicht vorgelegt

.
worden sind“ ‘

Zutreffend ist das LSG davon ausgegangen, daß es entgegen

der Ansicht der Beklagten nicht schon verfahrensfehlerhaft

ist, das Urteil auf die Ausführungen eines Terminarztes zu

stützen„ Eine solche Tragweite hat es der Entscheidung des

44, Senats des BSG in SozR Nr„ 42 zu 5 428 SGGmit Recht
nicht beigemessen; diese Entscheidung stellt darauf ab, ob

nach der jeweiligen Lage des Falles ein im Termin mündlich

erstattetes Gutachten hinsichtlich der Art und des Umfangs

der ärztlichen Untersuchungen und Erhebungen eine ausrei—

chende und geeignete Grundlage für die medizinische Beur»

teilung bieten.kann°

Nicht zu folgen ist dem LSG jedoch in seiner Auffassung,

die Beklagte habe mit Recht eine Verletzung des 5 428 SGG
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gerügt° Die Ausführungen, mit denen das LSG seinen Rechts—
standpunkt begründet, werden den Gegebenheiten des vorlie—

genden Falles nicht gerecht° Dieser ist dadurch gekennzeich—

net, daß die Einschätzung des Grades der durch Unfallfolgen

bedingten MdE des Klägers in medizinisCher Hinsicht im wesent—

lichen nur von dem Ausmaß und den Auswirkungen der Bewegungs—

einschränkung an den Fingern 2 bis 5 der rechten Hand des

Klägers abhängt° Hiernach kann der vom LSG herausgehobene

Unterschied hinsichtlich der aufgewendeten Zeit für die Befund—

erhebung — Dr° H 3313313123habe zwei Stunden benötigt und

eine Röntgenaufnahme gefertigt, Dr° F:■£tnhabe eine Termin—

untorsuchung durchgeführt — nicht als ein für die Wertung

der Gutachten wesentlicher Gesichtspunkt angesehen werden„

Demzufolge läßt sich die Auffassung des LSG nicht darauf

stützen, die Urteilsgründe des SG ließen unter Verstoß gegen
5 428 SGG gerade wegen des Unterschiedes der Gutachten bezüg—

lich der Beurteilungegrunäla&en nicht ertcnnen, daß das Erst—

gericht seine Überzeugrng aus dem Gesamtergebnis des Verfah—

rens gewonnen habe°

Die Urteilsbegründung des SG läßt trotz ihrer äußersten
Kürze immerhin — noch — erkennen, daß auch das Gutachten

von Dr° H :Ir::■13itbei der Urteilsfindunß berücksi0htigt
worden ist, daß jedoch der dem Gericht als in der Begutachtung

von Handverletzungen besonders erfahren bekannte Dr° F 333%

der noch eine erheblichere Bewegungseinschränkung in der

rechten Hand des Klägers feststellte und die MdB auf 20 VOH°

schätzte, das Gericht von der Richtigkeit seiner Beurteilung

überzeugt hat° Das SG hat damit die gesetzlichen Grenzen

seines Rechts auf freie richterliche Beweiswürdigung (5 428
SGG) nicht überschritten°

Auch das weitere Vorbringen der Beklagten im Berufungsver—

fahren ist nicht geeignet, einen wesentlichen Mangel des

erstinstanzlichen Verfahrens aufzuzeigen, Der gegen das SG

erhobene Vorwurf, es habe unter Verstoß gegen die Denkgesetze
einen Ausnahmefall angenommen, der ein Abweichen um nur
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5 V‚H° von der Einschätzung der MdB durch den Versicherungs—
träger rechtfertige, betrifft nicht das Verfahren, sondern

die Entscheidung in der Sache und kann daher - unbeschadet

der Frage, ob das Urteil materiell—rechtlich zutreffend
ist — die unstatthafte Berufung nicht zulässig machen°

Die Revision ist sonach nicht begründet„ Sie war mit der Na?—

gabe zurückzuweisen, daß die Berufung gegen das Urteil

des Erstgerichts als unzulässig zu verwerfen war„ Der zu—

gunsten jedes Rechtsmittelklägers geltende Grundsatz des

Verbots der Schlechterstellung wird durch diese Entschei—

dung nicht berührt (ESG 2, 225, 229)°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG„
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